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nur so entgegen, sondern wir sagen es uns selbst, fragen nach dem 
Sinn unseres Lebens. Wir brauchen Rat, und Bücher sind manchmal 
gute Ratgeber. Die „Streitbaren Juristen“ stellen sich für uns nicht 
als Ratgeber dar, sind nicht zu diesem Zweck geschrieben, dienen 
ihm aber gerade deswegen um so besser. Das sind Lebensläufe aus 
rund 200 Jahren. Sie berichten ungewollt untendenziös vom Lauf der 
Welt und der Rolle aufrechter Juristen in ihr. - Aufrecht wollten 
wir immer sein, so waren wir angetreten. Aufrecht waren wir nicht 
immer. Seien wir es jetzt. Das ist mir wohl die bedeutendste Lehre 
dieses Buches. Alle diese Frauen und Männer waren Unangepaßte. Sie 
hatten Ideale, unterschiedliche, aber auch gemeinsame: Gerechtigkeit, 
Humanität, Gleichheit. Marktwirtschaft als Ideal und Lebenszweck 
war nicht darunter. Diese Juristen waren unzufrieden mit der Ordnung 
ihrer Zeit, sie wollten sie verbessern. Das gab ihrem Leben Sinn. 
Manche von ihnen haben ihr Leben damit zerstört, doch für uns hat 
ihr Leben seinen Sinn gehabt, und wir dürfen hoffen, daß sie selbst 
das auch so empfunden haben. - Eines unterscheidet uns von ihnen. 
Die meisten waren nie auf der Seite der Mächtigen - und wenn, dann 
nur zu kurz, um schwere Fehler zu begehen. Dennoch geben sie uns 
bedenkenswerte Auskünfte.

Die Kernfrage der Wertung des Verhaltens der Juristen der DDR 
ist die Frage nach dem von Radbruch als „gesetzliches Unrecht“ 
bezeichnetem Recht, das in der Form des Gesetzes das „natürliche“ 
Unrecht zu Recht macht, also z.B. der Fall des § 213 (ungesetzlicher 
Grenzübertritt) des StGB der DDR von 1968. Heute gilt wenigstens 
die „moralische Schuld“ der Richter, die dieses Gesetz angewandt 
haben, als unbestreitbar. Die Bindung des Richters an das Gesetz 
bedeutet demgegenüber nichts. Das Menschenrecht der Freizügigkeit 
geht wie selbstverständlich dem positiven Recht vor. So einfach stellt 
sich das Problem jedoch bei objektiver juristischer und nicht nur 
aktuell-politisch orientierter Betrachtung nicht dar. Auch dies wird 
aus der Schilderung der Lebensläufe und der damit verbundenen 
Zeitprobleme deutlich. Sagte doch z.B. kein Geringerer als Bernhard 
Windscheid, einer der Klassiker des Rechtspositivismus, das „ethi­
sche, politische oder volkswirtschaftliche Erwägungen ... nicht Sache 
des Richters als solchen“ sind (S. 85). Anton Menger (1841-1906), der 
den Entwurf des BGB wegen seiner Vernachlässigung der Rechte der 
Arbeiter kritisierte, widersprach als streitbarer Jurist der herrschenden 
Meinung, die B. Windscheid wiedergab. Doch wenn wir jetzt Menger 
folgen, warum folgen wir dann nicht auch seiner Kritik am BGB und 
verurteilen die Moral der Richter, die auf seiner Grundlage gegen 
die „besitzlosen Volksklassen“ mit Exmittierungen und ähnlichen Ent­
scheidungen vorgingen? - Wenn wir das richtige Recht zum Maßstab 
der Be- oder Verurteilung der Richter machen, muß gleiches Recht 
für alle gelten.

Unter Berufung auf Felix Halle (1884—1937) berichtet Ulrich Sta- 
scheit, daß „die rund 5.000 Verurteilungen nach § 218 StGB pro Jahr 
überwiegend die Frauen aus .wirtschaftlich schwachen Volksschichten 
treffen*“ (S. 158). War und ist §218 StGB richtiges Recht? Wer 
entscheidet das? Das Volk selbst nicht. Das Volk hat auch nicht über 
§ 213 StGB der DDR entschieden. Die Frau, die unter Lebensgefahr 
abtreibt, handelt häufig aus großer materieller oder seelischer Not, 
die Frauen oder Männer, die die DDR illegal verließen, handelten 
aus Freiheitsliebe. Allerdings gingen viele auch noch, als zwar in der 
DDR die Freiheit, aber noch nicht der Wohlstand eingezogen war. - 
Wenn wir die Richter nach dem „richtigen Recht“ messen, das sie 
hätten anwenden sollen, wo kommen wir dann hin? Wollen wir einen 
Unterschied machen, ob die Ideologie, die dem Urteil zugrunde liegt, 
die marxistische oder die christliche oder nur die katholische ist? Wer 
rehabilitiert die verurteilten Homosexuellen, und wer verurteilt ihre 
Richter? Spielt es eine Rolle, daß sie damals an die Richtigkeit des 
Rechts glaubten? - Auch wir Rechtsanwälte haben bei Erfüllung des 
Tatbestandes des § 213 StGB der DDR nicht auf Freispruch plädiert. 
Wir sind wie die Richter davon ausgegangen: Gesetz ist Gesetz. 
Keiner der Kollegen aus der Bundesrepublik Deutschland, die uns 
damals mit Verteidigungen in diesen Fällen beauftragten, hat das 
jemals gerügt - damals.

Die DDR und mit ihr die SED sind nicht vom Himmel gefallen. Sie 
sind aus der deutschen Vergangenheit gewachsen. Die Lebensläufe der 
streitbaren Juristen aus zwei Jahrhunderten spiegeln diese Geschichte 
wider. Wir begegnen mancher bekannter Erscheinung nur unter ande­
ren Vorzeichen. Max Hirschberg (1883-1964), angesehener jüdischer 
Anwalt in München (S. 165), schrieb nach seiner Emigration in die 
USA unter Auswertung seiner Erfahrungen während der Weimarer 
Republik ein Buch mit dem Titel „Das Fehlurteil im Strafprozeß“ 
(Stuttgart, 1960). Dort heißt es, „daß sich die Urteilsbildung in 
politischen Prozessen ganz anders vollzieht als im gewöhnlichen

Strafprozeß, und daß die zahlreichen Fehlurteile auf ganz anderen 
Ursachen beruhen ..." (S. 173). Wie wahr! Kein Verteidiger aus der 
DDR wird das bestreiten wollen. Neu ist für ihn nur, daß das offenbar 
nicht DDR-spezifisch ist.

Politische Prozesse in Deutschland wurden von einer Justiz geführt, 
die vom Kaiserreich bis zum Dritten Reich in der „Kontinuität konser­
vativen Rechtsdenkens“ stand (S. 230). Sibylle Quack formuliert es in 
ihrem Beitrag über Paul Levi (1883-1930) so: „Die .Rechtslastigkeit* 
der Justiz in der Weimarer Republik ist bekannt: Härte gegen Ange­
klagte von links, großzügige Milde bis Kumpanei mit solchen von 
rechts.“ (S. 132) Übereinstimmende Äußerungen gibt es bei vielen 
anderen Autoren (vgl. S. 157, S. 190, S.206, S. 21 Iff., S.216L). 
Johann Heinrich Lüth und Uwe Wesel sprechen von „jener unsagbaren 
Weimarer Justiz, in der sich die Katastrophe vorbereitete“ (S.216). 
Und sie fahren fort: „Noch immer sind wir im Recht konfrontiert 
mit.autoritären und vordemokratischen Strukturen“, heben dann aber 
hervor, daß es besser geworden ist. „Demokratie ist im Grundsatz 
kein Übel mehr für Juristen von heute. Trotz dieser autoritären und 
vordemokratischen Strukturen, mit denen wir uns herumschlagen.“ 
(S. 217)

Zur Aufarbeitung unserer Vergangenheit gehört, daß wir diese 
und andere historische Zusammenhänge erkennen. Aus der Erfahrung 
der Kommunisten in der Weimarer Republik und dem Stalinismus 
entwickelte sich Recht und Justiz in der DDR. Kommunisten selbst 
wurden zu Opfern der stalinistischen Entwicklung. Felix Halle z.B. 
wird in der Sowjetunion verhaftet und kommt in der Haft um. Seine 
Frau nimmt sich das Leben. Ulrich Stascheit berichtet, deutsche Kom­
munisten hätten ihn im Moskauer Butirki-Gefängnis aufgefordert, ein 
Buch zu schreiben mit dem Titel „Wie verteidigt sich ein deutscher 
Proletarier vor dem sozialistischen Gericht?“ (S. 163). In der DDR 
wurde es nicht so schlimm, aber schlimm genug.

Im Vorwort erwähnen die Herausgeber der „Kritischen Justiz“ unter 
der Überschrift „Erinnerungen an Gerechtigkeit“ (1988), daß „in der 
Bundesrepublik Deutschland weithin demokratische Normalzustän­
de* eingekehrt (sind), auch wenn das Überbleibsel der nationalen 
Tradition, als Relikt des .Kalten Krieges* und Folge der Spaltung 
Deutschlands der Antikommunismus nach wie vor eine tragende 
Rolle als staatliche Ersatzideologie spielt“ (S. 14). Wenn in der DDR 
demgegenüber der Antiimperialismus als Staatsideologie nicht auf 
gleichen demokratischen „Normalzuständen“ basierte, so sollte doch 
die Wechselseitigkeit des „Kalten Krieges“ nicht vergessen werden. 
Was der DDR an wirtschaftlicher und politischer Stärke fehlte, ersetzte 
sie in diesem Kampf um das staatliche Dasein durch die Härte des Ge­
setzes und der Rechtsprechung. Dieser historische Hintergrund kann 
bei einer Aufarbeitung der Vergangenheit nicht übersehen werden. 
Die politisch Verfolgten des Nationalsozialismus, die zu einem nicht 
unerheblichen Teil selbst in Zuchthäusern und Konzentrationslagern 
oder in der Emigration das Tausendjährige Reich überlebt haben, 
wurden zu den Verfolgern ihrer Verfolger. Immer standen sie darüber 
hinaus unter dem Einfluß ihres Befreiers und Lehrmeisters, der vom 
Geist des Stalinismus beseelt war. Die Ideologie und die politischen 
Erfahrungen der Gründergeneration der DDR vererbten sich auf die 
Nachfolger. Die Justiz der DDR wurde in diesem Rahmen geformt.

Wenn wir die Vergangenheit aufarbeiten, dann können wir also nicht 
mit der Gründung der DDR beginnen, und wir dürfen die DDR auch 
nicht isoliert von ihren Nachbarn betrachten. Wir können weder die 
historischen Erfahrungen vernachlässigen, noch den Einfluß, den die 
UdSSR, die Bundesrepublik Deutschland, die USA und andere auf die 
DDR als einen der Hauptkriegsschauplätze in der Phase des „Kalten 
Krieges“ gehabt haben. So wie der Richter seine Unterschrift unter 
ein Urteil setzte, das letztlich von den Bedingungen dieser Epoche 
diktiert war, setzten auch die Staatsmänner aus Ost und West ihre 
Unterschriften unter Verträge, die von den gleichen Notwendigkeiten 
geprägt waren. Wer die Vergangenheit aufarbeitet und die Verantwor­
tung des Bürgers in ihr prüft, sollte immer auch daran denken.

In dem Band „Streitbare Juristen“ gibt es Episoden, die Schlag­
lichter zum Thema Aufarbeitung der Vergangenheit liefern. Theo 
Rasehom beschreibt das Leben und Wirken des SPD-Juristen Wilhelm 
Kroner (1870-1942). Er meint, sein Leben sei „zugeschüttet vom Zeit­
sand“ (S. 219). Dann aber folgt der Absatz, der das Schlaglicht wirft: 
„Ein konservativer Jurist in seinem Beitrag: das Preußische Oberver­
waltungsgericht in der Weimarer Republik, erinnert allerdings an ihn, 
rührt den ,Fall Kroner* auf, den wir auch hier behandeln werden, und 
wertet, daß die Ernennung Kroners zum OVG-Richter .bedenklich* 
und seine .fachliche Qualifikation zweifelhaft* erscheine; aber hält 
es nicht für bemerkenswert, daß Kroner im Konzentrationslager ums


